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Stasibehördenmurks 

Die MfS-Unterlagen gehören ins Bundesarchiv  

Jochen Staadt 

Der nachstehenden Text ist eine erweiterte Fassung des am 22. Januar 2018 in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung erschienen Beitrags „Die Schwarzmaler“. 

Das wiedervereinigte Deutschland leistet sich für die Aufklärung der Stasimachenschaf-
ten eine Behörde mit derzeit 1 551 Beschäftigten. Das ist zwar fast eine Halbierung der 
Mitarbeiterzahl von 1994 – damals lag der Personalbestand bei 3 076 Mitarbeitern – der 
Bundeshaushalt 2017 weist aber als Gesamtausgaben für die Stasiunterlagenbehörde 
106,1 Millionen Euro aus, 81,3 Millionen davon sind Personalkosten und 18,6 Millionen 
sächliche Verwaltungskosten. Die Stasiunterlagenbehörde verwaltet an vierzehn  Stand-
orten 111 Aktenkilometer MfS-Schriftgut, 1,7 Millionen Fotodokumente, 24 100 Ton-
dokumente und über 2 850 Filme und Videos. In ihren regelmäßigen Rechenschaftsbe-
richten stellt die Stasiunterlagenbehörde stets ihre beachtlichen Leistungen als Aus-
kunftsbehörde für bespitzelte Bürger und zur Überprüfung von Mitarbeitern des öffent-
lichen Dienstes heraus. Über 3,2 Millionen Bürgeranträge sind demnach bearbeitet wor-
den, sowie über 1,7 Millionen Überprüfungen auf Ersuchen aus dem öffentlichen 
Dienst. Die Zahl der Bürgeranträge ist freilich stark rückläufig. Waren es 2011 noch 
80 611, davon 49 756 Erstanträge, so gingen 2016 nur noch 48 634 Bürgeranträge ein, 
wovon 27.348 Erstanträge waren. Über die Ursachen der hohen Anzahl von Wiederho-
lungsanträgen schweigt der behördliche Planerfüllungsbericht. Sie liegen nämlich zu 
einem erheblichen Teil in hausgemachten Mängeln der Auskunftsbürokratie und der 
Archivverwaltung. 

Zum Vergleich: Die Gesamtausgaben für das Bundesarchiv liegen laut Bundeshaushalt 
2017 bei 68,1 Millionen Euro, die Personalausgaben bei 32,2 Millionen und die Ausga-
ben für sächliche Verwaltung bei 23,5 Millionen Euro. Das Bundesarchiv verwaltet mit 
718 Beschäftigten an neun Standorten 330 Aktenkilometern Archivgut aus dem Deut-
schen Reich, der Bundesrepublik und der DDR, weiterhin rund zwölf Millionen Fotos, 
über 150 000 Filme und 46 000 Tonträger. Der überwiegende Teil davon ist archivwis-
senschaftlich erschlossen und kann sowohl über digitale als auch gedruckte Findhilfs-
mittel recherchiert werden. Das Archivgut des Bundesarchivs steht auf persönlichen 
Antrag nach den Vorschriften des Bundesarchivgesetzes allen Interessierten Personen 
zur Verfügung. Das bestellte Archivmaterial kann im Bundesarchiv zumeist schon am 
folgenden Tag eingesehen werden. Das Bundesarchiv bearbeitet jährlich rund 75 000 
Anfragen und Anträge auf  

Bei der Stasiunterlagenbehörde belaufen sich die Wartezeiten für eine Akteneinsicht auf 
mehrere Wochen und für private Antragsteller auf persönliche Akteneinsicht sogar auf 
eineinhalb Jahre. Bis die behördlich geschwärzten Kopien von MfS-Unterlagen heraus-
gegeben werden, vergehen in der Regel einige Wochen oder Monate, es kommt aber 
auch vor, dass bis zur Herausgabe von Kopien über ein Jahr vergeht. In mehr als einem 
Vierteljahrhundert ist es der Stasiunterlagenbehörde unter der Verantwortung von in-
zwischen drei Bundesbeauftragten nicht gelungen, das vom MfS hinterlassene Archiv-
gut hinreichend wissenschaftlich zu erschließen und verläßlich zugänglich zu machen. 
Findhilfsmittel stellt die Behörde nur für Teilbereiche des MfS-Archivs zur Verfügung. 
Die Recherche nach MfS-Unterlagen zu Personen oder Ereignissen gleicht für Außen-
stehende nach wie vor einem Blindflug. Häufig findet die Stasiunterlagenbehörde erst 
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nach mehrfacher Anfrage Unterlagen, die nach der Erstauskunft angeblich nicht vorhan-
den sein sollen. Häufig erhalten Antragsteller auf Aktenauskunft zur gleichen Thematik 
von den Behördenmitarbeitern unterschiedlich MfS-Überlieferungen zu Einsichtnahme 
vorgelegt. Wissenschaftler finden mitunter in der Sekundärliteratur Hinweise auf MfS-
Unterlagen, die laut Behördenauskunft angeblich gar nicht vorhanden sind. 

Nach Auskunft der Stasiunterlagenbehörde arbeiten im dortigen Archivbereich zur Zeit 
485 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, davon 201 in den zwölf Außenstellen und 284 
am Standort Berlin. Nur 124 der im Archivbereich Beschäftigten verfügen über eine 
archivfachliche Ausbildung. Die Abteilung Zentrale Verwaltung der Stasiunterlagenbe-
hörde beschäftigt 446 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, davon 148 im Haussicherungs-
dienst. Der Abteilung Zentrale Verwaltung des Bundesarchivs sind hingegen nur 154 

Stellen zugeordnet. Die Zahl der aus-
gebildeten Facharchivare des Bun-
desarchivs liegt bei 185, davon sind 
fünfzehn im Editionsbereich tätig. Das 
Bundesarchiv betreut alles in allem im 
Vergleich zur Stasiunterlagenbehörde 
mit halb so großem Personalaufwand, 
mit deutlich kleinerem Verwaltungs-
aufwand und mit größerer Effektivität 
eine mehr als dreimal größere Akten-
sammlung mit historischem Schriftgut. 

Das Bundesarchiv verpflichtet die Nut-
zer seines Archivgutes zur Wahrung 
der Urheber- und Persönlichkeits-
rechte sowie zur Wahrung schutzwür-
diger Belange von Personen, die in Do-
kumenten erwähnt werden. Wer mit 
solchen Unterlagen des Bundesarchivs 
arbeitet, stellt in einer schriftlichen 
Verpflichtungserklärung das Archiv 
bei Verstößen von der Haftung frei und 
versichert seine Eigenverantwortlich-
keit für etwaige Rechtsverstöße. In der 
Stasiunterlagenbehörde üb erwachen 
Sachbearbeiter die Herausgabe von 
MfS-Unterlagen. Sie entscheiden häu-
fig auch darüber, welche MfS-Unter-
lagen überhaupt Antragstellern vorge-
legt werden und welche Schwärzun-
gen in den Unterlagen vorgenommen 
werden. 

Die Kopien von MfS-Unterlagen sind, so wie sie von der Stasiunterlagenbehörde her-
ausgegeben werden, für viele zu DDR-Zeiten bespitzelte Ost- und Westdeutsche nur 
schwer oder gar nicht verständlich, da die von den Schwarzmalern der Behörde vorge-
nommenen Anonymisierungen von Personen und Zusammenhängen die Aktenkopien 
bis zur Unkenntlichkeit entstellen. Das erschwert auch die zeitgeschichtliche Forschung 
mit solchen Unterlagen erheblich. Zwar dürfen Wissenschaftler aus Forschungsinstitu-
ten seit einigen Jahren mit besonderer Verpflichtungserklärung MfS-Unterlagen ohne 
Schwärzungen in der Behörde lesen, die bestellten Kopien werden vor der Herausgabe 

Mehrseitig anonymisierte Zeugenaussage zu einer 

Flucht über die innerdeutsche Grenze, bei der am 21. 

April 1968 der 23-jährige Peter Eck durch eine 

Erdmine ums Leben kam. Als Zeuge sagte damals Kurt 

Fischer (Jahrgang 1926) aus. Er war der Vater des 

Mitflüchtlings Wolfgang Fischer, dem die Flucht 

glückte. Wolfgang Fischer starb 1970 bei einem 

Verkehrsunfall in Hessen. 
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jedoch von Sachbearbeitern durchgesehen und geschwärzt. Die so zugerichteten MfS-
Unterlagen sind für die Weiterver-
wendung in einer Forschungseinrich-
tung nur eingeschränkt brauchbar, da 
wichtige personelle und zeithistori-
sche Zusammenhänge hinter schwar-
zen Balken verschwinden oder gar 
MfS-Unterlagen seitenweise völlig 
abgedeckt kopiert sind. 

Während im Politischen Archiv des 
Auswärtigen Amtes und im Bun-
desarchiv seit geraumer Zeit die Mög-
lichkeit besteht, statt kostenpflichtige 
Kopien anfertigen zu lassen das vor-
gelegte Archivgut mit Handy oder 
Fotoapparat selbst zu dokumentieren, 
führte in der Stasiunterlagenbehörde 
der Versuch einer Wissenschaftlerin, 
die ihr vorgelegten Aktenblätter zu 
fotografieren, zu einem sofortigen 
Hausverbot. So will es das Stasiunter-
lagengesetz. 

Mit großem bürokratischen Aufwand 
schwärzen 460 Behördensachbear-
beiter Daten und Fakten in den 
Stasiunterlagen selbst dann, wenn 
diese mehr als 70 Jahre zurückliegen. 
Jede herausgegebene Kopie wird von 
den Sachbearbeitern durchgearbeitet 
und oft je nach individueller Geset-
zesauslegung geschwärzt. Weder im 

Bundesarchiv noch im Politischen Archiv des Auswärtigen Amtes gibt es eine solche 
Verfahrensweise. Die Stasiunterlagenbehörde anonymisierte beispielsweise den Namen 
und die Kanzleianschrift des bekannten Rechtsanwalts Dr. Curt Bley, der im Jahr 1955 
in Vertretung des KgU-Chefs Ernst Tillich an die Chefredaktion der Welt schrieb, sie 
schwärzte den Nachnamen von Rechtsanwalt Horst Mahler, der 1967 die Witwe Benno 
Ohnesorgs vertrat. Die Kanzleianschriften von DDR-Rechtsanwälten wie Friedrich Karl 
Kaul oder Gregor Gysi hingegen bleiben offen. Bei Gregor Gysi schwärzte die Sachbe-
arbeitung allerdings in einem rechtsanwaltlichen Schreiben die DDR-Kontonummer 
seiner Kanzlei aus dem Jahre 1979.  

Auf unzureichende Recherchen im Archiv und Fehlmeldungen von dort haben die Sach-
berarbeiter freilich keinen Einfluss. Bei den Recherchen nach Todesopfern des DDR-
Grenzregimes erhielt die Forschungsgruppe zu 307 angefragten möglichen Todesfällen 
an der innerdeutschen Grenze zunächst die Mitteilung, diese seien vom MfS nicht er-
fasst. Tatsächlich stellte sich in mehreren Fällen heraus, dass zu diesen Personen sowohl 
in der Sekundärliteratur als auch in anderen Überlieferungen BStU-Signaturen aufzu-
finden waren. Bei Anfragen anderer Wissenschaftler erteilte die Stasiunterlagenbehörde 
Auskünfte über die von unserer Forschungsgruppe in Recherche gegebenen Todesfälle, 
die unserem Team jedoch nicht vorlegt wurden. Auch diverse Ermittlungsunterlagen der 
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Staatsanwaltschaften aus den 90er Jahren, die das Forschungsteam auswerten konnte, 
enthielten MfS-Unterlagen, die seitens des BStU der Forschungsgruppe nicht zugäng-
lich gemacht wurden. 

Es fehlt den Stasibehördensachbearbeitern, die keine ausgebildeten Archivare sind, häu-
fig die Sachkunde über die Zusammenhänge, die in den von ihnen überwachten MfS-
Akten abgehandelt werden. So kommt es in vorauseilender Vorsicht beispielsweise zur 
Schwärzung von Namen ausländischen Botschafter in der DDR, oder zur Schwärzung 
von Namen und Decknamen ausländischer Geheimdienstleute oder von Offizieren des 
Geheimdienstes der Nationalen Volksarmee. Letzteres rechtfertigte die zuständige 

Sachbearbeiterin mit der Belehrung, 
die Stasiunterlagenbehörde sei ge-
setzlich zur Aufklärung der MfS-Tä-
tigkeit verpflichtet, nicht aber zur 
Aufklärung der Machenschaften des 
NVA-Geheimdienstes. Hinweise auf 
Autokennzeichen, die vor 50 Jahren 
in Verwendung standen, fielen dem 
Schwarzstift ebenso zum Opfer wie 
die Anschrift der Bundespressekon-
ferenz in Bonn, der Name des Chef-
redakteurs der Berliner Morgenpost, 
der Name einer Hauskatze und in ei-
nem besonders kuriosen Fall der 
Name Gottes. Ein MfS-Spitzel be-
richtete 1981 über eine junge Chri-
stin: „X arbeitet z.Zt. in Klein Mach-
now als Helferin in einem Heim für 
Behinderte. Sie fühlt sich von Z dahin 
berufen“, gemeint war Gott.  

In einschlägigen Handbüchern oder 
im Internet finden sich sämtliche Namen ehemaliger Botschafter in der DDR, so auch 
der von Julio Alfredo García Oliveras, von 1979 bis 1984 Botschafter der Republik 
Kuba in der DDR. Der im gleichen Dokument geschwärzte Name des kubanischen Ver-
bindungsoffiziers ist im Bundesarchiv Berlin in den Unterlagen des DDR-Innenminis-
teriums zugänglich. Es handelte sich um Walfredo Gaciga Orama, der am 24. Juni 1982 
in Ost-Berlin vorstellig wurde und zuvor für den kubanischen Geheimdienst „5 Jahre 
Resident in Italien“ war. Auch die Namen der Mitglieder einer Delegation des kubani-
schen Innenministeriums fielen aus unerfindlichen Gründen dem behördlichen 
Schwarzstift zum Opfer. Im Bundesarchiv findet sich im Bestand der Abteilung Aus-
landsbeziehungen des DDR-Innenministeriums ein Dokument über den Besuch dieser 
kubanischen Delegation bei Erich Honecker, der die Kubaner am 7. Dezember 1982 
empfing. Bei dem an zweiter Stelle aufgeführten und von der Stasiunterlagenbehörde 
anonymisierten kubanischen Funktionär handelte es sich um Pascual Martinez Gil, Mit-
glied des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei Kubas, stellvertretender Innen-
minister und Chef der kubanischen Geheimpolizei. Der als Dritter genannte Funktionär 
war der stellvertretende Chef der Generaldirektion Abwehr, Oberst Manuel Fernandez 
Crespo, an vierter Stelle wurde der Direktor im Ministerium des Inneren Oberst Sergio 
Martinez aufgeführt, der an fünfter Stelle erwähnte Major hieß Arturo Barrios. Er leitete 
die Direktion für Organisation und automatisierte Systeme. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Botschafter
https://de.wikipedia.org/wiki/Republik_Kuba
https://de.wikipedia.org/wiki/Republik_Kuba
https://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Demokratische_Republik
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Seit einigen Jahren sind sämtliche Protokolle des SED-Politbüros von 1949 bis 1989 
mit allen darin enthaltenen Namen auf den Internetseiten des Bundesarchivs als Faksi-
miles abrufbar. In der Stasiunterlagenbehörde schwärzen Mitarbeiter Namen von mitt-

leren SED-Funktionären, die in den 
Politbüroüberlieferungen offen zu-
gänglich sind. Der Dienst nach Vor-
schrift führte in der Stasiunterlagenbe-
hörde zeitweise sogar zur Schwärzung 
von Geburtsdaten bekannter westdeut-
scher Politiker. Doch nicht nur in origi-
nären Stasiunterlagen kommt der 
Schwarzstift zur Anwendung, sondern 
auch in Dokumenten westdeutscher 
Einrichtungen wie der Ständigen Ver-
tretung in Ost-Berlin oder in der Ge-
schäftspost westdeutscher Firmen. 

Bei der Recherche in den MfS-Unter-
lagen sind ehemals vom MfS-bespit-
zelte Bürger ebenso wie Journalisten 
und Wissenschaftler indes nicht nur 

vom guten Willen der Mitarbeiter des BStU-Geheimarchivs abhängig, sondern auch – 
wie es ein leitender Behördenjurist 
spöttisch formulierte - von der „Gnade 
der Sachbearbeiter“. Wer Glück hat, 
trifft auf schnell und effektiv arbei-
tende Sachbearbeiterinnen, eine Sach-
bearbeitung kann sich aber auch über 
Monate und Jahre verzögern, weil das 
BStU-Personal überlastet ist und zudem 
ängstlich nach den gerade aktuellen An-
weisungen von Vorgesetzten arbeitet. 
In jüngster Zeit hat sich das ohnehin bü-
rokratische Verfahren der behördlichen 
Vorlage von Dokumenten Zug um Zug 
weiter kompliziert. Bei Forschungsan-
trägen bedarf es auch nach 25-jähriger 
Behördenexistenz mitunter der wieder-
holten Nachfrage und Intervention an 
„höherer Stelle“ der Behörde um Blok-
kaden durch Sachbearbeiter, Abtei-
lungsleiter oder Referatsleiter zu über-
winden. So konnte erst durch eine Inter-
vention beim Abteilungsleiter Auskunft 
(AU) die Entscheidung der drei vorge-
schalteten Verwaltungsebenen aufgeho-
ben werden und die Schwärzung einer 
Gefangenenmißhandlung rückgängig 
gemacht werden. Es handelte sich dabei 
um eine MfS-Personalakte über einen 
Vorgang aus dem Jahr 1952. Im Juli 

Geschwärzte Gefangenenmisshandlung 

Schwärzung der Gefangenenmisshandlung aufge-

hoben, weiterhin geschwärzt bleibt eine Textpassage 

über die angeblich „unmoralische“ Lebensführung 

des geschaßten MfS-Offiziers. Die Stasiunter-

lagenbehörde teilt offenbar die Moralvorstellungen 

des MfS aus dem Jahr 1952. 

Geschwärzt: MdB Helmut Schmidt 
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1952 nahm die MfS-Operativgruppe Meiningen neun DDR-Grenzpolizisten des Grenz-
kommandos Hermannsfeld und Stedtlingen fest. Der Staatssicherheitsdienst bezichtigte 
die Männer, eine „Widerstandsgruppe” gebildet und Kontakte mit westlichen Dienst-
stellen unterhalten zu haben. Der Chef der MfS-Operativgruppe Meiningen, Oberkom-
missar Robert Stumpf, und seine Leute erpressten unter Schlägen und Misshandlungen 
schriftliche „Geständnisse” von den festgenommenen Grenzpolizisten, die sich selbst 
als Spione bezichtigen mussten. Vor dem Bezirksgericht Suhl widerriefen die festge-
nommenen und der Spionage bezichtigten Grenzpolizisten jedoch die erpressten „Ge-
ständnisse“. Das Gericht distanzierte sich ausdrücklich von den Vernehmungsmethoden 
der MfS-Leute und reichte eine förmliche Beschwerde beim Minister für Staatssicher-
heit Wilhelm Zaisser wegen Verletzung der „demokratischen Gesetzlichkeit“ ein. Zais-
ser ordnete die Entlassung Stumpfs aus dem MfS an. Vermutlich geschah das jedoch 
nicht wegen der damals keineswegs außergewöhnlichen Gefangenenmißhandlung. 
Zaisser, der als „General Gómez“ im Spanischen Bürgerkrieg unangenehme Erfahrun-
gen mit der deutschen Luftwaffe gemacht hatte, dürfte Stumpfs Kaderakte sauer aufge-
stoßen sein. Sie enthielt nämlich Angaben über dessen Vergangenheit als Waffenwart 
des Luftwaffengeschwaders 76 sowie über seinen späteren Einsatz als Fallschirmsprin-
ger an der Ostfront. 

Die seit langem vernachlässigte systema-
tische Erschließung des gesamten MfS-
Archivs verschuldete im Fall des Todes-
schützen von Benno Ohnesorg die späte 
Entdeckung dieses zeitgeschichtlich 
wichtigen Archivgutes. Auf Anfrage ei-
ner westdeutschen Privatforscherin fand 
die Stasiunterlagenbehörde im Jahr 2003 
einen 180 Bände umfassenden „Objekt-
vorgang Polizei von West-Berlin“. Da 
sich die Wartezeit auf die Akteneinsicht 
lange hinzog, beendete die Forscherin 
ihre Recherchen und reiste aus Berlin ab. 
Die sorgfältig paginierten Akten, unter 
denen sich auch die 17-bändige Überlie-
ferung zum SED-Mitglied und MfS-Mit-
arbeiter Karl-Heinz Kurras befand, ver-
schwanden im Stasiunterlagenarchiv, 
obwohl die Brisanz des Archivgutes 
nicht zu übersehen war. Es enthält zahl-
reiche als streng vertraulich oder geheim 
gekennzeichnete Dokumente aus Dienst-
vorgängen der West-Berliner Polizei so-
wie vertrauliche Unterlagen westalliier-
ter Provenienz. Im Jahr 2009 „entdeck-
ten“ dann zwei Behördenwissenschaftler 
mit exklusivem Zugang zu dem internen 
Recherchesystem der Behörde zufällig 
die Kurras-Akte. Auf die Frage, warum 
die brisanten Akten erst nach sechs Jah-
ren öffentlich bekanntgemacht wurden, 
erklärte die damalige Bundesbeauftragte 

Die in diesem Dokument geschwärzten Passagen 

enthalten den Hinweis, daß der erwähnte Inoffizielle 

Stasimitarbeiter Dietrich Staritz auch mit dem 

Bundesamt für Verfassungsschutz zusammenarbeitet 

sowie Angaben über seine Ehefrau, die als MfS-

Kurierin verpflichtet war. 
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Marianne Birthler in einem Inter-
view: „Die Akte Kurras liegt bei uns 
schon seit sehr langem im Archiv, sie 
wäre über die zentrale Kartei zugäng-
lich gewesen, wenn jemand auf die 
Idee gekommen wäre, mal einen An-
trag zu stellen. Niemand hat sich für 
die Akte Kurras interessiert“, kein 
Forscher oder Journalist habe nach 
MfS-Überlieferungen zur Karl- 
Heinz Kurras gefragt. Diese Stellung-
nahme der Bundesbeauftragten be-
legte das recht eingeschränkte Selbst-
verständnis einer Institution, die in 
ihrem Archiv Unterlagen von blei-
bendem Wert für die Erforschung 
oder das Verständnis der deutschen 
Geschichte verwaltet. Wissenschaft-
ler und Journalisten, die sich mit den 
19  67/68er-Ereignissen in der Bun-
desrepublik und  West-Berlin befas-
sen, hätten von einem sachgerecht 
geführten Archiv selbstverständlich 
auf die Polizei- und Kurras-Akten 
hingewiesen werden müssen, da sie 
für diese folgenreiche Ära der deut-
schen Zeitgeschichte von erheblicher 
Tragweite sind. Das Bundesarchiv 
stellt übrigens nicht nur Findbüchern 
und elektronische Bestandsübersich-
ten bereit, sondern informiert die Öf-
fentlichkeit auch regelmäßig in sei-
nen Publikationen über neu er-
schlossenes Archivgut.  

Doch auch gegenüber einem unmit-
telbar Betroffenen kam die Stasiun-
terlagenbehörde im Fall der Überlie-
ferung über die West-Berliner Poli-
zei ihrer Pflicht nicht nach. Zum 
Zeitpunkt der archivalischen Re-
gistratur des Materials lag in der Be-
hörde der Antrag des ehemaligen 
West-Berliner Polizeipräsidenten 
Klaus Hübner auf persönliche Ak-
teneinsicht vor. Die 180 Bände über 
die West-Berliner Polizei enthalten 
zahlreiche Unterlagen über ihn, dar-
unter Berichte von MfS-Spitzeln zu 

seiner Person und Amtsführung so-

Oben die Aufnahme aus der Überlieferung des 

Bundeskanzleramtes im Bundesarchiv, darunter die 

geschwärzte Adresse des 1976 von DDR-Grenzern 

erschossenen italienischen Kommunisten Benito Corghi. 

Geschwärztes Geburtsdatum des sowjetischen Deserteurs 

Waleri Kirjuchin, der sich an der DDR-Grenze das Leben 

nahm, nachdem er bei einer Schießerei mit DDR-

Grenzern schwer verletzt worden war. 

Meldung über den Suizid eines Grenzsoldaten. 
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wie Abhörprotokolle des dienstlichen Telefonverkehrs Hübners aus dem Polizeipräsi-
dium. Dennoch erhielt er von der Stasiunterlagenbehörde keinen Hinweis auf den für 
seine Amtszeit bedeutsamen MfS-Bestand „Allgemeine Sachablage 306/80“. 

Die Vorlage wesentlicher MfS-Überlieferungen unterblieb auch im Zuge der Recher-
chen zu dem im Auftrag der ARD ausgeführten Forschungsprojekt über die MfS-Um-
triebe in den Fernseheinrichtungen der beiden deutschen Staaten. Obgleich eine Einwil-
ligung des ehemaligen ständigen Korrespondenten der ARD in der DDR. Fritz Pleitgen, 
vorlag, die dem Forschungsteam die Einsichtnahme in alle MfS-Vorgänge aus Pleitgens 

  

Schwärzungen in einer Anordnung der DDR-Generalstaatsanwaltschaft. 

Gepixelte Gesichter eines Volkspolizisten und eines Panzerfahrers, die bei der Blockade eines 

Fahrzeugs der britischen Militärmission eingesetzt waren. 
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Korrespondententätigkeit gestattete, legte die Stasiunterlagenverwaltung bedeutsame 
MfS-Unterlagen aus ihrem Archiv über dessen journalistische Arbeit in der DDR nicht 
vor. Jahre später stieß der Verfasser dieses Textes bei Recherchen über die Todesopfer 

Fahrzeug der britischen Militärmission, einmal mit und einmal ohne BStU-Pixel. 
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des DDR-Grenzregimes zufällig auf einen umfangreichen MfS-Vorgang zur Einfluß-
nahme auf die journalistische Tätigkeit Pleitgens. Die vermeintliche Fahnenflucht des 
bis dato höchsten DDR-Grenzoffiziers Oberstleutnant Rauschenbach und seine spätere 
Rückkehr in die DDR löste 1981 diese auf mehreren hundert Seiten dokumentierte MfS-
Maßnahme aus. Sie schloß einen vorbereitenden MfS-Schulungskurs für den Zurückge-
kehrten ein, durch den er auf das Interview mit dem ARD-Korrespondenten vorbereitet 
wurde. Worum es bei dieser seinerzeit vielbeachteten deutsch-deutschen Affäre ging, 
sei im Folgenden beschrieben. 

Fritz Pleitgen und der Fall Rauschenbach 

Am 2. Juni 1981 hörte die Abteilung III des MfS, zuständig für Funkaufklärung, die 
Kommunikation zwischen einem Hubschrauber der Grenzschutzfliegerstaffel und dem 
Grenzschutzkommando Mitte ab. Der BGS-Hubschrauber landetre um 16.21 Uhr un-
mittelbar an der innerdeutschen Grenze nahe der Straßensperre zwischen Habel (Land-
kreis Fulda) und Walkes (Thüringen) auf westdeutschem Gebiet. Als er um 17.45 Uhr 
wieder abhob, meldete der Bordfunk: „Sind wieder in der Luft mit allen Leuten. Plus 
eins.“ Im nächsten Funkspruch hieß es, „der Fahrer des Flüchtlings entfernte sich gegen 
16.45 Uhr mit dem Fahrzeug P 3 über den Selesberg in Richtung Apfelbach.“1 Mit P3 
war ein Jeep der DDR-Grenztruppen Horch P3 gemeint. Bei dem „Flüchtling“, der mit 
einem NVA-Jeep bis zur Grenze chauffiert worden war, handelte es sich um den Kom-
mandanten des Grenzregiments 3 „Florian Geyer“ mit Sitz in Dermbach. Um 18 Uhr 
stellte die für die Überwachung der Grenztruppen zuständige Hauptabteilung I des 
Staatssicherheitsdienstes fest, daß Oberstleutnant Klaus Rauschenbach, SED-Mitglied 
seit 1960 und als IM „Blitz“ dem MfS verpflichtet,2 sich im Kampfanzug „allein auf das 
den Sperranlagen vorgelagerte Territorium der DDR begeben hat und von dort aus in 
die BRD fahnenflüchtig 
wurde“. Rauschenbach habe 
seinen Fahrer aufgefordert, 
ihn zu den Grenzanlagen zu 
bringen, da dort ein Grenz-
stein zu überprüfen sei. Am 
letzte Grenzzaun auf DDR-
Gebiet angelangt, befahl Rau-
schenbach den Fahrer zurück 
zur nächsten Grenzmel-
desprechanlage, um das Feh-
len eines Grenzsteins zu mel-
den. Als der Fahrer zu dem 
Jeep zurückkehrte, war 
Oberstleutnant Rauschen-
bach verschwunden. Wenig 
später erschienen auf westli-
cher Seite zwei Beamte des Bundesgrenzschutzes, die versuchten, mit dem Fahrer Kon-
takt aufzunehmen. Das war dem Militärkraftfahrer, der zugleich als Inoffizieller Mitar-
beiter „Georg Hansen“ für das MfS arbeitete, jedoch strengstens verboten. Er bestieg 
sein Fahrzeug und fuhr, um Meldung zu machen, zur nächstgelegenen Führungsstelle 
der Grenztruppen. 

                                                           

1 BStU, MfS, AIM 1004/80 Bd.2. Die nachfolgenden Zitate stammen ebenfalls aus diesem Band. 

2 MfS-BV Leipzig, Abt XVIII/4: Abschlußbericht vom 5. Juni 1989 über den IM-Vorgang „Blitz“ – 
Reg.-Nr. XIII 4381/64. BStU, MfS, AIM 1004/80 Bd.3. 

OSL Klaus Rauschenbach (links) im Dienst.        Quelle: BStU. 
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Der 39-jährige Oberstleutnant der DDR-Grenztruppe machte auf der Westseite unter-
dessen eine Streife des Bundesgrenzschutzes auf sich aufmerksam, die den Übertritt des 
hochrangigen Offiziers ihrer vorgesetzten Dienststelle in Fulda meldete und damit den 
oben erwähnten Hubschraubereinsatz auslöste. Nach ersten Vernehmungen durch den 
Bundesgrenzschutzholten zwei Beamte des Bundenachrichtendienstes Rauschenbach in 
Fulda ab und brachten ihn nach München, wo er nach eigenen späteren Angaben in einer 
verschlossenen Wohnung untergebracht wurde. Ob er den BND-Leuten geheime Infor-
mationen über das DDR-Grenzregime und seine inoffizielle MfS-Tätigkeit offenbarte, 
ist nicht bekannt. Er selbst leugnete später derartige Auskünfte. Der Chef der DDR-
Grenztruppen, Generalleutnant Klaus-Dieter Baumgarten, informierte am Morgen des 
4. Juni 1981 sein Offizierskorps durch eine „Vertrauliche Verschlußsache“ über erste 
Untersuchungsergebnisse zur „Fahnenflucht des ehemaligen Kommandeurs des Grenz-
regiments 3, Oberstleutnant Rauschenbach, Klaus“. Doch noch am gleichen Tag wen-
dete sich das Blatt in der DDR zugunsten Rauschenbachs. 

Am 29. und 30. Juni berichteten mehrere westdeutsche Zeitungen, Rauschenbach sei 
zwei Tage nach seinem Grenzübertritt am 4. Juni in die DDR zurückgekehrt, nachdem 
er in München mit seiner dorthin gereisten Frau sowie mit Hans Schindler aus der Stän-
digen Vertretung der DDR und Rechtsanwalt Vogel gesprochen hatte. Ihm sei von Mit-
arbeitern der Ständigen Vertretung Straffreiheit in der DDR zugesichert worden. In der 
Süddeutschen Zeitung hieß es am 30 Juni „der Offizier habe unter starker nervlicher 
Belastung“ gestanden und sei zuvor auch in seinem Heimatort zur Untersuchung in einer 
Nervenklinik gewesen.“ Letzteres war die von der DDR-Seite ausgegebene Sprachre-
gelung, die bemüht war, Rauschenbachs Grenzübertritt als Folge eines nervlichen Ge-
sundheitsschadens darzustellen. Der Spiegel berichtete, daß BND-Chef Klaus Kinkel 
nach eigenen Angaben „vier bis fünf Mal“, im Kanzleramt angerufen und erfolglos ver-
sucht habe, Kanzleramtsminister Gunter Huonker von seinem Vorhaben abzubringen, 
Reichenbach schon nach zwei Tagen in die DDR zurück zu bringen.3 

Huonkers Eile bei der Bereinigung des Falls hatte freilich einen damals der Öffentlich-
keit nicht bekannten Hintergrund. Der Staatsminister bereitete nämlich insgeheim im 
Auftrag von Bundeskanzler Helmut Schmidt dessen Besuch in der DDR vor. Schmidt 
und Honecker hatten vereinbart, den Zeitpunkt des Besuchs möglichst lange geheimzu-
halten, um sich „diese Hetzhunde“, wie Schmidt die Bonner Journalisten in einem Te-
lefongespräch mit Erich Honecker titulierte, möglichst lange vom Hals zu halten.4 

Auf die Anfragen der CSU-Abgeordneten Franz Ludwig Schenk Graf von Stauffenberg 
und Friedrich Voss nach den Gründen der schnellen Rückführung Rauschenbachs in die 
DDR hatte Staatssekretär Manfred Lahnstein am 9. Juli 1981 für das Bundekanzleramt 
geantwortet: „Der Oberstleutnant der DDR-Grenztruppen Klaus Dieter Rauschenbach 
ist freiwillig am 2. Juni 1981 aus der DDR in die Bundesrepublik Deutschland überge-
wechselt und freiwillig am 4. Juni 1981 in die DDR zurückgekehrt. Die Bundesregie-
rung hatte keine Berechtigung, Rauschenbach an seiner Rückkehr zu hindern.“5 In der 

                                                           

3 Der Spiegel 42/81 (12.10.1981): Ging der DDR-Offizier Rauschenbach zwei Tage nach der Flucht 
wirklich freiwillig in die DDR zurück? Laut diesem Bericht hatte Staatsminister Huonker das zwei-
malige Auskunftsersuchen der parlamentarischen Kontrollkommission für die Geheimdienste zum 
Fall Rauschenbach ignoriert. Huonker erschien zu den anberaumten Terminen der Parlamentskom-
mission am 8. Juli und 28. September 1981 nicht.  

4 Siehe: Gespräch zwischen dem Bundeskanzler der BRD, Herrn Schmidt, und dem Generalsekretär 
des ZK der SED, Genossen Erich Honecker, am 30. Oktober 1981, von 10.28 - 10.58 Uhr. SAPMO-
BArch, J IV J/88, Bestand Büro Honecker. 

5 Vgl. Bundestagsdrucksache 9/672 vom 7. Juli 1981. 



Jochen Staadt: Stasibehördenmurks  149 

Folgezeit kam es zu heftigen Auseinandersetzungen zwischen der Opposition und den 
Regierungsparteien SPD und FDP über Rauschenbachs Rückkehr in die DDR.6 Die 
CDU/CSU-Fraktion bezweifelte, daß Rauschenbachs freiwillig in die DDR zurück-
kehrte und warf der Regierung vor, ihre Sorgfaltspflicht gegenüber dem Fahnenflüchti-
gen verletzt zu haben. Die CDU/CSU-Fraktion setzte die Bildung eines Untersuchungs-
ausschusses durch.7 Nachdem die Bundesregierung dem „Rauschenbach-Untersu-
chungsausschuß“ verschiedene interne Unterlagen über die Umstände der DDR-Rück-
kehr des Oberstleutnants nicht offenlegte, zog die CDU/CSU-Fraktion vor das Bundes-
verfassungsgericht, um die Kontrollrechte des Untersuchungsausschusses klären zu las-
sen. Der Untersuchungsausschuß beendete dann allerdings seine Tätigkeit mit dem vor-
zeitigen Ende der Regierung Schmidt im Oktober 1982. Die CDU/CSU-Fraktion zog 
nach der Wahl Helmut Kohls zum neuen Bundeskanzler ihre Klage beim Bundesverfas-
sungsgericht sang- und klanglos zurück.8 

Nach der Rückkehr Rauschenbachs in die DDR sorgte das MfS dafür, daß die Poli-
toffiziere in den Truppenteilen des Grenzregiments 3 mit einer „Information“ zur 
Sprachregelung über den Fall ausgestattet wurden. Diese „Information“ vom 10. Juni 
1981 revidierte die früheren Erklärungen über Rauschenbach, „daß er zum Verräter 
wurde“, was „berechtigte Empörung hervorgerufen“ und „zur einmütigen Verurteilung 
bei den Angehörigen des Grenzregiments 3, den Angehörigen der Grenztruppen der 
DDR und der Grenzbevölkerung“ geführt hätte. Durch die Rückkehr Rauschenbachs in 
die DDR sei der Sachverhalt nun aber „völlig anders zu bewerten. Oberstleutnant Rau-
schenbach wurde nicht in die BRD fahnenflüchtig. Er ist kein Verräter und kein Feind 
der DDR.“ Rauschenbach sei während des Dienstes am 2. Juni 1981 unvermittelt in 
einen Zustand geraten, „in dem er des folgerichtigen Denkens unfähig, die Kontrolle 
über sich verlor und sich unmittelbar an die Staatsgrenze begab. In diesem Zustand ge-
riet er auf das Territorium der BRD und wurde vom BGS festgenommen. Nachdem er 
seine Urteils- und Handlungsfähigkeit wiedererlangte und erkannte, wo er sich befand, 
forderte er unverzüglich energisch und mit allem Nachdruck seine Rückführung in die 
DDR.“ Rauschenbach habe gegenüber „dem Gegner“ keinerlei Aussagen gemacht und 
„sich als ein unserem sozialistischen Staat und der Partei der Arbeiterklasse treu erge-
bener Genosse erwiesen“. Er werde „aus gesundheitlichen Gründen in Ehren und mit 
allen Rechten aus den Grenztruppen der DDR in die Reserve versetzt“ und in Kürze an 
seinen Wohnort zurückkehren. „Genosse Oberstleutnant Rauschenbach ist einer von uns 
und so werden wir ihm auch in Zukunft gegenübertreten.“ 

Das MfS sorgte dafür, daß Klaus Rauschenbach und seine Familie an einen neuen Woh-
nort zogen und er dort eine zivile Beschäftigung als Angestellter beim Rat des Bezirks 
erhielt. Man verpflichtete ihn und seine Frau zum Stillschweigen über alle Zusammen-
hänge des Aufenthaltes im Westen und der Rückkehr in die DDR. „Einer von uns“ war 
er in der Folgezeit für den Staatssicherheitsdienst freilich nicht mehr. Die MfS-Abwehr 
im Grenzkommando Süd veranlaßte eine Post- und Telefonkontrolle sowie Abhörmaß-
nahmen in der Wohnung des Ehepaars Rauschenbach. Durch die Berichterstattung west-
deutscher Rundfunksendungen sprach sich Rauschenbachs Grenzübertritt und seine 
Rückkehr im Umfeld der Familie herum. Auch sahen sich Rauschenbachs Kinder mit 
Bemerkungen von Mitschülern konfrontiert. 

                                                           

6 In den MfS-Unterlagen taucht der CSU-Abgeordnete als „MdB Stauffenberg, Karl (CDU)“ auf.  

7 Siehe http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/09/008/0900853.pdf. 

8 Siehe ausführlich zum Fall Rauschenbach: http://www.bpb.de/geschichte/zeitgeschichte/deutschland-
archiv/53562/klaus-dieter-rauschenbach?p=0. 

http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/09/008/0900853.pdf
http://www.bpb.de/geschichte/zeitgeschichte/deutschlandarchiv/53562/klaus-dieter-rauschenbach?p=0
http://www.bpb.de/geschichte/zeitgeschichte/deutschlandarchiv/53562/klaus-dieter-rauschenbach?p=0
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Am 17. September 1981 beorderte der stellvertretende Leiter der MfS-Abwehr im 
Grenzkommando Süd, Major Bonewitz, Klaus Rauschenbach und dessen Frau zu einer 
Zusammenkunft. Bonewitz teilte dem Ehepaar mit, daß der ARD-Korrespondent Fritz 
Pleitgen ein Interview mit Klaus Rauschenbach führen wolle. Der MfS-Mann wies das 
Ehepaar an, bei einer Kontaktaufnahme durch Pleitgen oder eine von ihm beauftragte 
Person, sich deren Personaldokumente und die Genehmigung des journalistischen Vor-
habens durch das DDR-Außenministerium vorlegen zu lassen und sodann höflich aber 
bestimmt zu erklären, „daß sie keinerlei Auskünfte zu geben bereit sind“. 

Eine zwei Tage später ausgestrahlte Sendung des ARD-Magazins Report, die Rauschen-
bachs Grenzüberschreitung als Fahnenflucht darstellte und die Frage nach seiner mög-
lichen Inhaftierung in der DDR erörterte sowie auf den politische Parteienstreit über den 
Fall im Bundestag einging, änderte schlagartig die Lage. Bonewitz, inzwischen zum 
Oberstleutnant befördert, bestellte am 7. Oktober 1981 das Ehepaar Rauschenbach zu 
einem erneuten konspirativen Treffen ein. Man unterhielt sich im Auto des Ehepaars auf 
einem Parkplatz in der Nähe des Leipziger Bahnhofs. Frau Rauschenbach berichtete, sie 
sei von Arbeitskollegen nach der Report-Sendung angesprochen worden, ob es sich bei 
dem im Westfernsehen erwähnten Grenzoffizier um ihren Mann handele, was sie mit 
dem Hinweis auf die Häufigkeit ihres Familiennamens verneint habe. Bonewitz eröff-
nete dem Ehepaar sodann, daß durch die vom Westfernsehen verbreiteten „Verleum-
dungen“ eine neue Lage eingetreten sei, auf die man offensiv reagieren müsse. Rau-
schenbach erklärte sich, nachdem ihm Bonewitz einen Tonbandmitschnitt des Report-
Beitrages vorgespielt hatte, bereit „die neue Orientierung“ des MfS zu akzeptieren und 
in einem Interview mit dem ARD-Korrespondenten Fritz Pleitgen „offensiv“ gegen die 
Report-Sendung vorzugehen.9 

In den folgenden zwei Wochen bereiteten MfS-Experten das Ehepaar unter Hinzuzie-
hung des MfS-Psychologen Dr. Böttger auf das Interview mit dem ARD-Korresponden-
ten vor. Mehrfach absolvierte Rauschenbach zur Probe Interviewdurchläufe und erhielt 
dabei Instruktionen, wie er auf die möglichen Fragen Pleitgens antworten sollte. Laut 
einer MfS-Konzeption „zur detaillierten Einweisung des Ehepaars Rauschenbach in 
Vorbereitung des bevorstehenden Interviews mit dem BRD-Fernsehen“, wurden dem 
Ehepaar ausführliche „Verhaltensregeln und Hinweise“ erteilt sowie eine „Instruktion 
für die Antworten in den mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwartenden Fragekomple-
xen“. Darin hieß es u.a.: 

- „nicht provozieren lassen zu unbedachten Äußerungen, Gesten und Miniken“; 
- „Zuvorkommende Höflichkeit, Sachlichkeit, Sicherheit, Selbstbewußtsein und 

Bestimmtheit zeigen“; 
- sich „nicht das Wort nehmen lassen“; 
- „um Schlagfertigkeit und Angriff bemühen“; 
- durch „parteiliche Ironie den möglichen offenen oder versteckten Angriffen ge-

gen unsere sozialistischen Verhältnisse“ entgegentreten; 

                                                           

9  Die Unklarheit über Rauschenbachs Schicksal und die Einsetzung eines parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses schlugen in der westlichen Medienöffentlichkeit weiter hohe Wellen. So schrieb 
Der Spiegel am 12. Oktober 1981, es sei ungeklärt, was mit Rauschenbach nach seiner Rückkehr in 
der DDR geschah: „Aus der CDU/CSU wird kolportiert, der Grenzgänger sei in einer psychiatrischen 
Klinik gelandet oder habe gar schon Selbstmord begangen; die Regierung streut, Rauschenbach lebe 
nach ehrenhafter Entlassung aus der Armee mit seiner Familie in der Nähe von Dresden und sei bei 
einer Gemeindeverwaltung angestellt.“ Die CDU/CSU-Fraktion argwöhne weiterhin, daß „ein Über-
läufer ausgeliefert wurde, um die deutsch-deutschen Beziehungen nicht zu belasten“. 
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- „undeutliche oder doppeldeutige Fragen wiederholen bzw. eindeutig formulieren 
lassen oder durch Gegenfrage Zeit gewinnen“; 

- bei „Übergang zum ‚Plaudern‘ besondere Vorsicht üben, weil solcherart versucht 
werden kann, den Interviewten ‚festzunageln‘“; 

- „von der eigenen Zielstellung, das imperialistische Herrschaftssystem in der 
BRD in den Grenzen des Interviews bloßzustellen, nicht abdrängen lassen“; 

- beim „Antworten beachten, daß in der danach folgenden Fernsehsendung eine 
breite Skala von Menschen angesprochen wird“; 

- mit Hinweis auf die Report-Sendung deutlich machen, „daß westliche Massen-
medien die Hörer und Zuschauer gezielt manipulieren und desinformieren“; 

- auf Fragen nach Verbindung zum MfS Pleitgen „im Glauben bzw. in der Erwar-
tung lassen, daß ‚geheimnisvolle‘ Aussagen gemacht werden“, um dann zu er-
öffnen, „daß die langjährige Verbindung zu großer Achtung der Tätigkeit des 
MfS führte, beiderseitig fruchtbringend war und aus der Tätigkeit als Komman-
deur nicht wegzudenken ist“; 

- entgegen der Behauptungen in der ARD-Sendung erklären, eine „eine normale 
Entlassung aus den Grenztruppen, d.h. in allen Ehren wegen der genannten ge-
sundheitlichen Gründe“; 

- hinweisen auf „gesicherte Berufsausbildung“ der Kinder, „Wohnung gemäß An-
sprüchen“ usw. usf.; 

- „Empfehlung an den Interviewführenden, für wahrheitsgemäße Information auch 
in der BRD über die DDR zu sorgen und nicht länger zuzulassen, daß die Berufs-
ehre der Journalisten beschmutzt wird“. 

Die MfS-Abwehrleute aus dem Grenzkommando stimmten parallel zu ihrer Inter-
viewschulung des Ehepaars mit dem Leiter der MfS-Bezirksverwaltung Leipzig die 
„operative Kontrolle über Pleitgen während seines Aufenthaltes im Bezirk“ ab. Dazu 
kamen zwei MfS-Abteilungen und Abhörspezialisten zum Einsatz, die in der Wohnung 
des Ehepaars Rauschenbach das Gespräch mit Pleitgen mitzuschneiden hatten.10 Auf 
Nachfrage des Autors erinnerte sich Fritz Pleitgen an die angespannte Präsenz von Frau 
Rauschenbach, die das ARD-Team von seiner Ankunft bis zur Abreise nicht aus den 
Augen ließ. Ansonsten sei ihm aber nichts Ungewöhnliches aufgefallen. 

Einen Tag nach der Ausstrahlung des Interviews in der ARD am 22. Oktober 1981 re-
gistrierte das MfS Empörungswellen in der DDR. So äußerten u.a. Mitarbeiter der GST-
Flug- und Fallschirmausbildung, es sei völlig unverständlich, wie „ein OSL der Grenz-
truppen nach begangener RF [Republikflucht] noch in Ehren entlassen werden kann, 
darüber hinaus im Rat des Bezirks arbeiten kann“. Auch wurde kritisiert, daß Rauschen-
bach rasch eine neue Wohnung erhielt, „andere würden auf Wohnungen jahrelang war-
ten“.11 Beim Rat des Bezirks Leipzig, dem neuen Arbeitsplatz Rauschenbachs, kam es 
zu anonymen telefonischen Beschimpfungen, „früher sei man für so eine Sache einge-
sperrt“ worden. Aus dem VEV Medizin- und Labortechnik Leipzig und dem VEB Wert-
papierdruckerei Leipzig wurden Äußerungen gemeldet wie: „Man müßte an Genossen 
Honecker schreiben. Es gehe doch nicht, daß ein Durchgedrehter in Ehren entlassen 
werde.“ Es sei unverständlich, „daß man dem Westfernsehen ein solches Interview ge-
nehmige, da doch bekannt sei, daß die Mehrzahl der DDR-Bürger Westfernsehen 

                                                           

10 Tatsächlich findet sich im 3. Band der MfS-Überlieferung BStU, MfS, AIM 1004/80 ein vollständi-
ger Mitschnitt des Pleitgen-Interviews samt Präliminarien. 

11 Lenke, Hauptmann; MfS BV-Leipzig, Abt. XX/GST: Aktennotiz vom 23.10. 1981. BStU, MfS, AIM 
1004/80 Bd.3. 
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sehe“.12 Der Spiegel berichtete am 30. November 1981, daß „der ungewöhnliche Gna-
denerweis“ für Rauschenbach in der DDR-Bevölkerung heftige Diskussionen ausgelöst 
habe. „Schon berief sich ein Bürger, der in Leipzig wegen versuchter Republikflucht 
angeklagt war, vor Gericht auf das Beispiel Rauschenbach. Möglicherweise sind solche 
Vorgänge auch mit ein Grund dafür, daß die Bundesregierung alles tut, um dem Fall 
nicht noch mehr Publizität zu geben.“ 

Sowohl im Westen als auch in der DDR wuchs bald Gras über die Geschichte. Der Bun-
destagsuntersuchungsausschuß stellte seine Arbeit ohne Ergebnis ein, und Rauschen-
bach blieb in der DDR bis 1989 unter der Obhut des MfS. Als die MfS-Bezirksverwal-
tung Leipzig sich im Juni 1989 unzufrieden von ihrem IM „Blitz“ wegen Perspektivlo-
sigkeit trennte, wurde im Abschlußbericht des IM-Vorgangs aus dem irrtümlichen 
Grenzübertritt eines Verwirrten dann wieder eine Fahnenflucht: „R wurde nach seiner 
Fahnenflucht in die BRD“ heißt es im MfS-Abschlußbericht, „am 02. 06. 1981 durch 
offensive Maßnahmen des MfS am 04. 06. 1981 im Ergebnis offizieller Verhandlungen 
mit den zuständigen staatlichen Stellen der BRD in die DDR zurückgeführt.“13 

Dem Forschungsteam, das im Auftrag der ARD die MfS-Umtriebe in den Fernsehein-
richtungen der beiden deutschen Staaten und die Überwachung und Behinderung von 
ARD-Korrespondenten in der DDR durch die Staatssicherheit untersuchte, legte die 
Stasiunterlagenbehörde die in ihrem Archiv aufbewahrten MfS-Unterlagen zum Fall 
Rauschenbach nicht vor.14 Auch in der einschlägigen BStU-Publikation über das Jahr 
1981, wird der Fall, der sowohl in der DDR wie in der Bundesrepublik erheblichen 
Staub aufgewirbelt hat, nicht erwähnt, obwohl die Herausgeberin Daniela Münkel in 
ihrer Einleitung ausdrücklich auf „deutsch-deutsche Beziehungen“ und „Flucht/Grenz-
verletzungen“ eingeht und dabei auch Bürgermeinungen aus der DDR zitiert. Sie meint 
aber, „der Themenkreis Flucht und Ausreise“ habe 1981 im Vergleich zu anderen Jahren 
für die MfS-Auswerter „nur eine untergeordnete Rolle“ gespielt. 15 Der Fall Rauschen-
bach, der immerhin einen Untersuchungsausschuß des Bundestages und aufgeregte Re-
aktionen beiderseits der innerdeutschen Grenze auslöste, ist der Herausgeberin und dem 
Bearbeiter des Bandes, Henrik Bispinck, offenbar entgangen. Dabei wurde der Fall be-
reits 2005 von Stephan Wolf im BStU-Handbuch zur MfS-Hauptabteilung I erwähnt16 
und in der Sekundärliteratur ausführlich beschrieben.17 Im Band abgedruckt und BStU-

                                                           

12 Knappe, Oberstleutnant; MfS BV- Leipzig, AKG: Information vom 4. November 1981 über Reak-
tionen und Vorkommnisse im Zusammenhang mit dem Interview des ARD-Korrespondenten Fritz 
Pleitgen mit dem ehemaligen Oberstleutnant der Grenztruppen der DDR, Rauschenbach. BStU, MfS, 
AIM 1004/80 Bd.3. 

13 Göpner, Major; BV-Leipzig, Abt. XVIII/4: Abschlußbericht zum IM-Vorgang „Blitz“ – Reg.Nr. XIII 
4381/64 vom 5. Juni 1989, ebenda. 

14 Die Ergebnisse des Forschungsprojekts finden sich in folgenden Publikationen: Jochen Staadt, Stefan 
Wolle, Tobias Voigt: Operation Fernsehen. Die Stasi und die Medien in Ost und West. Göttingen 
2008. Historische Kommission der ARD; Schwarzkopf, Dietrich (Hrsg.): Die Ideologiepolizei. Die 
rundfunkbezogenen Aktivitäten des Ministeriums für Staatssicherheit der ehemaligen DDR in der 
DDR sowie in der Bundesrepublik Deutschland. Frankfurt am Main 2008. 

15 Vgl. Münkel, Daniela (Hrsg.): Die DDR im Blick der Stasi. Die geheimen Berichte an die SED-
Führung 1981. Göttingen 2015, S. 30 f. 

16 Vgl. Wolf, Stephan: Hauptabteilung I: NVA und Grenztruppen (Handbuch). Hrsg. BStU. Berlin 
2005, S. 23. 

17 Vgl. Schneider Michael: 57 Stunden im Westen. Flucht und Rückkehr des DDR-Grenzkommandeurs 
Klaus-Dieter Rauschenbach. Deutschland Archiv Nr. 7/2011. Auch nachzulesen unter 
http://www.bpb.de/geschichte/zeitgeschichte/deutschlandarchiv/53562/klaus-dieter-rauschen-
bach?p=0.. 
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seitig für wichtig befunden ist dagegen die „Information Nr. 394/81 über vorliegende 
Untersuchungsergebnisse im Zusammenhang mit Störungen und Verlusten in der Pro-
duktion von Geflügel und Frischeiern im Zeitraum 1. Januar 1980 bis 31. Juli 1981“.18 
Da lachen ja die Hühner! 

Der Tod von Name 1 – BStU-Wissenschaftler verdammen ermordeten Volkspolizisten 

zur Anonymität und vergißt das jüngste Opfer des DDR-Grenzregimes 

Die Wissenschaftsabteilung der Stasiunterlagenverwaltung hat in der erwähnten von 
Frau Münkel herausgegebenen Sammelpublikation „Die DDR im Blick der Stasi“ weit-
gehend die unsinnige Anonymisierungspraxis der behördlichen Sachbearbeitungsbüro-
kratie übernommen. So findet sich im ZAIG-Band von Henrik Bispinck mit geheimen 
Berichten über das Jahr 1977 folgende Darstellung über die Ermordung des Abschnitts-
bevollmächtigten (ABV) Fritz Porschel durch drei Arbeiter in Gößnitz: „Nachdem sie 
den ABV in der Folgezeit auf seinen weiteren Streifenweg beobachtet hatten, wurde 
Unterleutnant [Name 1] bei erneutem Betreten des Parks gegen 22.45 Uhr von [Name 2] 
und [Name 3] überfallen, während [Name 4] die Absicherung übernahm. [Name 2] und 
[Name 3] schlugen mit vorher von einem Zaun abgerissenen Lattenstücken auf den 
Kopf und den Rücken des Unterleutnant [Name 1] ein. Aufgrund der Gegenwehr des 
ABV kam es zu einem Handgemenge mit [Name 2], wobei beide zu Fall kamen. Wäh-
rend [Name 2] mit der linken Hand den in Rückenlage befindlichen ABV bis zum Ein-
tritt der Bewusstlosigkeit würgte, brachte [Name 3] die Pistole nebst Magazinen in sei-
nen Besitz. [Name 3] übergab daraufhin [Name 2] die Pistole und das Ersatzmagazin. 
In Tötungsabsicht schlug [Name 2] danach, mit einem Bein auf der Brust des regungs-
losen liegenden ABV kniend, mit dem Griffstück der Pistole auf dessen rechte Schläfe 
ein.“19 

Der gleiche Vorfall ist im Handbuch über die Todesopfer des DDR-Grenzregimes fol-
gendermaßen beschrieben: „Fritz Porschel, geboren am 17. Januar 1933, von Fluchtwil-
ligen erschlagen am 21. Oktober 1977, Ort des Zwischenfalls: Gößnitz (Thüringen). Der 
Abschnittsbevollmächtigte (ABV) der Volkspolizei Fritz Porschel lebte mit seiner Ehe-
frau und drei Kindern im thüringischen Gößnitz. Er gehörte seit 1951 der Volkspolizei 
an, zuletzt im Rang eines Unterleutnants und war seit 1958 SED-Mitglied. Als der 44-
Jährige am Abend des 21. Oktober 1977 sein Haus verließ, um den Streifendienst in 
Gößnitz anzutreten, begegnete er drei Männern, die ihn auf eine Schlägerei im Park der 
Freundschaft hinwiesen. Dort angekommen, konnte er keine Tätlichkeiten feststellen 
und setzte seinen Streifenweg fort. Er bemerkte nicht, dass ihm die drei Männer dabei 
folgten. Bei ihnen handelte es sich um den wegen Körperverletzung vorbestraften 24-
jährigen Straßenbauer Reiner S. aus Gößnitz, den ebenfalls wegen Körperverletzung 
vorbestraften 26 Jahre alten Maurer Ernst. R. aus Podelwitz und den 21-jährigen Vieh-
pfleger Steffen S. aus Tautenhain. Zuvor hatten die drei Männer bei einem Umtrunk mit 
dem 19-jährigen Maurer Henry L. verabredet, gemeinsam aus der DDR zu flüchten. Sie 
wollten, wie das MfS später meinte, ‚durch Sendungen des Westfernsehens und Rund-
funks über Geiselnahmen angeregt‘, entweder ein Flugzeug entführen oder einen Durch-
bruch an der innerdeutschen Grenze versuchen. Dafür planten sie, den ABV Fritz Por-
schel zu töten, um sich seine Pistole samt Munition zu verschaffen. Als Porschel gegen 
22.45 Uhr auf seinem Streifengang erneut den Park betrat, schlugen sie ihn mit Zaun-
latten nieder und würgten ihn, bis er das Bewusstsein verlor. Mit dem Pistolengriff 

                                                           

18 Vgl. Münkel, Daniela (Hrsg.): Die DDR im Blick der Stasi, S. 231 ff. 

19 Vgl. ebd. 260 ff. 
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schlug Reiner S. mehrfach auf die Schläfe Porschels ein.“20 Warum der ermordete 
Volkspolizist von den Stasiunterlagenbehördenforschern zur Anonymität verdammt 
worden ist, wird in den „Editionsgrundsätzen“ des Geheime-Berichte-Bandes mit dem 
Stasiunterlagengesetz und dem „Schutz personenbezogener Daten“ begründet. Die Tat-
sache, daß es im Internet z.B. eine Gedenkseite „für im Dienst gewaltsam ums Leben 
gekommene Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte“ gibt,21 interessiert die Behördenfor-
scher offenbar ebensowenig wie Porschels Rolle als Funktionsträger im DDR-Staats-
dienst (Amtsträger) sowie die regionale Bekanntheit des Falles. Im gleichen Band wer-
den andererseits die von der Stasi als „Menschenhändler“ bezeichneten Fluchthelfer 
Kay Mierendorff und Joachim Pudelski mit vollem Namen genannt.22 In der dem Band 
beiliegenden CD mit weiteren MfS-Berichten ist auch der von einem Stasi-Agenten er-
mordete Fluchthelfer Bernd Moldenhauer nicht anonymisiert. Gibt es für die BStU-Wis-
senschaftler zwei Kategorien von Mordopfern? Solche, die Stasimördern zum Opfer fie-
len und solche, die von Andersdenkenden umgebracht worden sind? 

Überhaupt nicht enthalten ist im ZAIG-Band 1977 und auf der beiliegenden CD der 
Bericht über die Vernehmungen der Eltern und des Fluchthelfers Ingolf Sch. zum To-
desfall des sechs Monate alten Säuglings Emanuel Holzhauer, der am 2. Juni 1977 bei 
einem Fluchtversuch im Kofferraum des Fluchthelferfahrzeugs erstickt war.23 Das 
Stadtgericht in Ost-Berlin verurteilte 1977 die Eltern wegen „staatsfeindlicher Verbin-
dungsaufnahme”, „versuchten ungesetzlichen Grenzübertritts” und „fahrlässiger Tö-
tung” bzw. der „Verletzung von Sorgepflichten” zu fünfjährigen Freiheitsstrafen. Über 
die Verurteilung des Fluchthelfers Ingolf Sch. zu einer achtjährigen Gefängnisstrafe be-
richtete das Neue Deutschland am 11. August 1977. Der Tod des Säuglings war Gegen-
stand einer weiterreichenden Auseinandersetzung über kommerzielle Fluchthilfe. Als 
der Bundesgerichtshof in Karlsruhe am 29. September 1977 Fluchthelferverträge für 
nicht sittenwidrig und dementsprechend für rechtskräftig erklärte, konterte das Oberste 
Gericht der DDR im November. Auf das „gewissenlose Vorgehen” von Banden, die 
auch den „Tod von Kindern verschuldeten”, verweisend, erklärte es den „kriminellen 
Menschenhandel” auf den Transitwegen als völkerrechtswidrigen Eingriff in die terri-
toriale Integrität. Die nun deutlich zunehmenden „Verdachtskontrollen” an den Grenz-
übergangsstellen behinderten und erschwerten den Berlin-Verkehr. Im Februar 1978 
setzte die Bundesregierung eine interministerielle Arbeitsgruppe ein, die Maßnahmen 
gegen kommerzielle Fluchthelferorganisationen prüfen sollte. Das Bundesverwaltungs-
gericht entschied, in der DDR inhaftierten Fluchthelfern Leistungen nach dem Häft-
lingshilfegesetz zu verweigern, wenn diese aus Eigeninteresse gehandelt hatten. Ein-
dringlich warnte der Minister für innerdeutsche Beziehungen, Egon Franke, vor dem 
Vorgehen gewerblicher Fluchthelfer. Auf den Fall Holzhauer verweisend, erklärte er, es 
sei schon „schlimm genug, daß die DDR die Freizügigkeit beschränkt”, doch noch 
schlimmer sei es, „daß auch noch Leute Geschäfte damit machten”.24 

                                                           

20 Schroeder, Klaus / Staadt, Jochen (Hrsg.): Die Todesopfer des DDR-Grenzregimes an der innerdeut-
schen Grenze 1949–1989. Ein biografisches Handbuch. Frankfurt am Main 2017, S. 522 f.  

21 Vgl. http://www.corsipo.de/Polizistenmorde.htm. 

22 Vgl. Münkel, Daniela (Hrsg.): Die DDR im Blick der Stasi, S. 139. 

23 Siehe MfS: Vernehmung von Ingolf S., Frank R. und Ute H. zum Tod von Emanuel Holzhauer. 
BStU, ZA, MfS ZAIG Nr. 11351. 

24 Siehe zum Tod von Emanuel Holzhauer: Schroeder, Klaus,Staadt, Jochen (Hrsg.): Die Todesopfer 
des DDR-Grenzregimes an der innerdeutschen Grenze 1949–1989. Ein biografisches Handbuch. 
Frankfurt am Main 2017, S. 386 ff. 
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Die Nichterwähnung des von der ZAIG an die Machthaber gemeldeten Todesfalls eines 
bei einem Fluchtversuch gestorbenen Säuglings in der Behördendrucksache zum ZAIG-
Band 1977 wirft Fragen auf. Entweder paßte dieser Vorfall der Herausgeberin und dem 
Bearbeiter nicht ins BStU-eigene Geschichtsbild oder das BStU-Archiv hat das ZAIG-
Dokument für die Edition nicht bereitgestellt. Man darf gespannt sein, wie sich die Be-
hördenwissenschaft aus der Angelegenheit herausredet. Immerhin war der Tod von 
Emanuel Holzhauer nicht nur für „die geheimen Berichte“ der Stasi an die SED-Oberen 
von Belang, sondern zog 1977 in Ost- und Westdeutschland höchstrichterliche Gerichts-
verfahren, Ministerstellungnahmen und ausführliche Medienberichte nach sich. 

Die hier aufgeführten und viele weitere Beispiele belegen, daß es der Stasiunterlagen-
behörde nach über einem Vierteljahrhundert noch immer nicht gelungen ist, das MfS-
Archiv sachgerecht zu erschließen und zugänglich zu machen. Angesichts der Tatsache, 
daß es zur Erforschung des Nationalsozialismus keiner NS-Sonderarchivbehörde be-
darf, stellt sich durchaus die Frage nach einer dauerhaften Fortexistenz einer Stasiunter-
lagenbehörde. Das Bundesarchiv hat seit 1994 die rund 20 Millionen Einheiten umfas-
senden NS-Bestände aus dem Berlin Document Center (BDC), darunter 10,7-Millionen 
NSDAP-Mitgliederkarteikarten, zügig für die wissenschaftliche Nutzung bereitgestellt. 
Das MfS-Schriftgut wäre beim Bundesarchiv und in den Landesarchiven besser aufge-
hoben. Dort befinden sich gut zugänglich bereits die parallel entstandenen SED- und 
DDR-Überlieferungen, die ohnehin zum Verständnis der Rolle des Staatssicherheits-
dienstes unerläßlich sind, denn Stasimachenschaften waren nur ein Teil der DDR-Ge-
schichte. Zur schulischen und allgemeinen öffentlichen Aufklärung über die SED-Dik-
tatur existieren eine Bundeszentrale und sechzehn Landeszentralen für politische Bil-
dung sowie zahlreiche Gedenkstätten und regionale Museen, die zum Teil an chroni-
scher Unterfinanzierung leiden und nur dank ehrenamtlichen Bürgerengagements ihre 
Existenz sichern können. Die bereits in vier neuen Bundesländern und Berlin erfolgte 
Umwandlung der Stasiunterlagenbeauftragten in Beauftragte zur Aufarbeitung der 
SED-Diktatur weist den richtigen Weg.25 

Die Regierung Merkel schob in der vergangenen Legislaturperiode die von einer Exper-
tenkommission empfohlene Übergabe der Verantwortung für das MfS-Archivgut in die 
Obhut des Bundesarchivs auf die lange Bank. Wie lange die neue Groko den inadäqua-
ten Umgang der Stasiunterlagenbürokratie mit historisch wertvollem Schriftgut noch 
duldet, wird sich zeigen. 

Nachstehend vier Leserbriefe, die zum Beitrag „Die Schwarzmaler“ in der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung eingingen. 
  

                                                           

25 Nur Mecklenburg-Vorpommern hinkt den anderen Bundesländern noch hinterher und leistet sich 
weiterhin eine eigene Landesbeauftragte für die Stasiunterlagen. 
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